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50. Die Turn und Schwimmlehrerlnnen⸗ 
Prüfung, welche im Frühjahr 1907 in Berlin ab⸗ 
zuhalten iſt, wird Ende Mai 1907 an einem noch 
feftzwiegenden Tage beginnen. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 
1. November 1906 — U. III. A. 3209, U. III. B., 
HE end, ee weiſe ich aus⸗ 
drücklich darauf hin, daß zu dieſer Prüfung nur in 
der Provinz Brandenburg oder in einer ſolchen 
Provinz wohnende Bewerberinnen zugelaſſen werden, 
in welcher eine Prüfungkommiſſion für Turn⸗ 
lehrerinnen noch nicht beſteht. Ausnahmen von 
dieſer Beſtimmung find nur zuläſſig, wenn die be⸗ 
züglichen Anträge durch beſondere Verhältniſſe, z. B. 
durch den Ort der Ausbildung für die Prüfung, 
begründet ſind. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 15. März 1907, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
ebenfals bis zum 15. Mär; 1907 anzubringen. 

Die in Berlin wohnenden Bewerberinnen, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen 
bei dem Königlichen Pollzei⸗Präſidium in Berlin 
bis zum 15. März 1907 einzureichen. Iſt der 
Aufenthaltsort der Bewerberin zur Zeit ihrer Mel⸗ 
dung nicht ihr eigentlicher Wohnſitz, ſo iſt auch der 
letztere anzugeben. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichtigung 
finden, wenn ſie genau der Prüfungsordnung vom 
15. Mal 1894 eniſprechen und mit den im 8 4 
derſelben vorgeſchriebenen Schriftſtücken ordnungs⸗ 
mäßig verſehen find. In dem Geſuche iſt anzugeben, 


ob die Bewerberin ſich zum erſten Male zur Prüfung 
meldet, oder ob und wann ſie ſich bereits der Turn⸗ 
lehrerinnenprüfung unterzogen hat. 

Die üder Geſundheit, Führung und Lehrtätigkeit 
beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer Zeit 
ausgeſtellt ſein. Aus dem ärztlichen Zeugniſſe muß 
hervorgehen, daß die betreffende Bewerberin körperlich 
zur Turnlehrerin geeignet it. 

Das Zeugnis über die Turn⸗ bezw. Schwimm⸗ 
fertigkeit t von der Ausftellerin eigenhändig zu 
unterſchreiben. 

Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu einem 
Hefte vereinigt einzureichen. 

Berlin, den 18. Dezember 1906. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 

Im Auftrage: von Bremen. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
ſtöniglichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
51. Der von dem verſtorbenen Kaufmann Paul 
Seler unter dem Namen „Paul Selerſche Stiftung” 
in Croſſen a. O. begründeten Stiftung mit einem 
Kapitale von 10000 Mark ift die landesherrliche 
Genehmigung erteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
52. Der Herr Oberpräſident hat am 29. v. Mls. 
dem Diakoniſſenhaus „Evangeliſches Magdalenenſtift“ 
zu Teltow die Genehmigung erteilt, im Landes⸗ 
polizeibezirk Berlin während des ganzen Jahres 1907, 


in der Provinz Brandenburg in der Zeit vom N 


1. Januar bis Ende September 1907 eine Haus⸗ 
kollekte abzuhalten. 5 
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Die mit der Ausführung der Sammlungen 
beauftragten Perſonen find mit ordnungsmäßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagi⸗ 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern verſehen 
und haben fi) vor dem Beginne ihrer Täiigkeit 
unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zu melden. 

Frankfurt a. O., den 4. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
53. Der Herr Oberpräſident hat am 2. d Mts. 
dem Verein Lutherſtiftung zu Frankfurt a. O. die 
Genehmigung erteilt, im Jahre 1907 in den evan⸗ 
geliihen Haushaltungen des Regierungebezirks 
Frankfurt a. O. und der Kreiſe Oberbarnim und 
Beeskow — Storkow des Regierungsbezirks Potsdam 
eine Hauskollekte abzuhalten. 

Die mit der Ausführung der Sammlungen be⸗ 
auftragten Perſonen find mit ordnungsmoßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagt- 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern zu verſehen 
und haben ſich vor dem Beginne ihrer Tärigfeit 
unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zu melden. 

Frankfurt a. O., den 7. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentin. 
54. Der Herr Oberpräſident hat am 8. d. Mts. 
dem Konvent der barmherzigen Brüder die 
Genehmigung erteilt auch in dieſen Jahre bei den 
katholiſchen Einwohnern des Kreiſes Sorau ſowie 
der Städte Forſt, Guben und Spremberg in 
der üblichen Weiſe einmalige milde Beiträge 
einzuſammeln. 

Frankfurt a. O, den 16. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
55. Nachdem ein Antrag von mehr als zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magiſrats 
gemöß § 139 Abſaß 1 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stadt⸗ 
gemeinde Frankfurt a. O. hierdurch an, daß die 
offenen Verfaufsnellen der Fleiſch⸗ und Wurſtwaren⸗ 
geſchäfte vorbehalilich der nach § 139 e zugelaſſenen 
verlängerten Verkaufszeit während des ganzen Jahres 
mit Ausnahme der Sonnubende und des letzten 
Tages vor dem erſten Oſter⸗, Pfingſt⸗ und Weihnachis⸗ 
feiertage von 8 Uhr abends ab für den geſchäfi⸗ 
lichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen. Dieſe An⸗ 
ordnung 1ritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kroft. 

Frankfurt a. O., den 5. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
56. Auf Anirag von mehr als zwei Dritteln 
der beteiligten Gewerbetreibenden wird gemäß $ 4 b 
der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 26. Juli 
1900 (R. G. Bl. S. 871) für die ländliche Ori⸗ 
ſchaft Leiſchin hiermit vorgeſchrieben, daß an Sonn⸗ 
und Feſttagen im Barbier⸗ und Friſeurgewerbe ein 
Betrieb nur inſoweit ſtanfinden darf, als Ausnahmen 


von den im $ 105b Abſatz 1 getroffenen Beſtim⸗ 
mungen unter litt. e Abſatz 1 der diesſeitigen Be⸗ 
kanntmachung vom 16. März 1895 (Extrabeilage 
zu Stüd 14 des Regierungsamtsblattes) zugelaſſen find. 

Darnach hat fortan an Sonn- und Feſttagen 
bei den Barbleren und Friſeuren in Letſchin um 
2 Uhr nachmittags völliger Geſchäftsſchluß einzu⸗ 
treten, dergeſtalt, daß dieſelben auch nur bis dahin 
per ſönlich als Arbeitgeber tätig fein dürfen, darüber 
hinaus aber nur, ſowett es ſich um Arbeiten zur 
Vorbereitung von öffentlichen Theatervorſiellungen 
und Schauſtellungen handelt. 

Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 9. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
57. Nachdem die Schmiede⸗, Schloſſer⸗ und 
Meſſerſchmiedeinnung (Freie Innung) zu Retz ihre 
Umwandlung in eine Zwangsmnung beantragt hat, 
wird hiermit bekannt gemacht, daß der Herr 
Landrat in Arnswalde von mir zum Kommiſſar 
behufs Ermlttelung der Mehrheit der Beteiligten 
ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 15. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
58 Nachdem bet der Abstimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beurutszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Schmiede⸗ nnd Stellmachergewerbe, deren 
Bezirk die Stadt Peitz und die ländlichen Ortſchaften 
(Landgemeinden und Gutsbezirke) Ottendorf, 
Louiſenruh, Peitz⸗ Hüttenwerk, Mauſt, Neuendorf, 
Jänſchwalde, Drewitz, Tauer, Schönhöhe, Preilock, 
Turnow, Drehnow, Drachhauſen, Radewieſe, Bären: 
brück, Heinersbrück und Wilmersdorf umfaßt, mit 
dem Sitze in Peiß und unter dem Namen „Schmiede⸗ 
und Stellmacherinnung (Zwangsinnung) zu Peiß“ 
errichtet werde. 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören 
alle Gewerbetreibende, welche das bezeichnete 
Handwerk betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. O., den 16 Januar 1907. 

Der Regierungepröſident. don Valentini. 
59. Vorſchriften 
für die Beförderung von Leichen auf dem Seewege. 

1 


(I.) Für die Beförderung einer Leiche zwiſchen 
den Seehäfen des Deutichen Reichs und feiner Schuß» 
gebiete und zwiſchen einem dieſer Häfen und einem 
ausländiſchen Hafen iſt ein nach anliegendem Muſter 
autzgefertigter Leichenpaß beizubringen, welchen der 
Schiff kapuän für die Dauer der Fahrt in Vers 
wahrung nimmt. 

(2.) Die Ausſtellung der Leichenpäſſe liegt im 
Deutihen Reiche den von den Landesbehörden, in 
den Schutzgebieten den vom Reichskanzler zu be⸗ 
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zeichnenden Stellen, im Auslande den dazu ermäch⸗ 
tigten Geſandten und Konſuln des Reiches ob Für 
Leichen von Perſonen, welche an Cholera, Fleckfieber, 
Peſt oder Pocken verſtorben ſind, dürfen ſolche Päſſe 
erſt dann ausgeſtellt werden, wenn mindeſtens ein 
Jahr nach dem Tode verfloſſen it. 

(3.) Dem Geſuch um Erteilung eines Leichen⸗ 
paſſes ſind in Uiſchrift oder beglaubigter Abſchrift 
beizufügen: 

a) eine vorſchriftsmäßig ausgefertigte Sterbe⸗ 
urkunde, welche Namen, Stand, Alter und 
Todestag des Verſtorbenen enthält; 

b) eine tunlichſt auf Grund einer Aeußerung des 
Arztes, welcher den Verſtorbenen behandelt 
hat, ausgeſtellte Beſcheinigung über die Todes⸗ 
urſache. Kommt die Leiche aus einem Ort, 
an dem Cholera, Fleckfieber, Peſt oder Pocken 
herrſchen, fo iſt gleichzeitig zu beſcheinigen, 
daß der Beförderung der Leiche geſundheuliche 
Bedenken nicht entgegenſtehen; 

e) eine Beſcheinigung des bei der Einſargung 
zugegen geweſenen Sachverſtändigen (8 2 Abſ. 1) 
darüber, daß die Einſargung vorſchriftsmäßig 
erfolgt iſt. 

(4.) Bei Leichen von Angehörigen der Armee 
oder der Marine genügen die von der zuſtändigen 
Militärbehörde oder Dienſtſtelle ausgefertigten Nach⸗ 
weiſe zu Ab. 3, a bis o. Im Auslande kann auf 
auf die zu b vorgeſehene Beſcheinigung verzichtet 
werden, wenn dem zur Ausſtellung des Leichenpaſſes 
zuſtändigen Geſandten oder Konſul des Reichs die 
zu beicheinigenden Tatſachen bekannt find. 

(5.) Bet Leichen aus ſolchen ausländiſchen 
Staaten, mit welchen eine Vereinbarung wegen 
wechſelſeitiger Anerkennung der Leichenpäſſe abge⸗ 
ſchloſſen iſt, genügt die Beibringung eines der Ver⸗ 
einbarung emiſprechenden Leichenpaſſes. 

(6.) Bei der Beförderung von Leichen in das 
Ausland hat der Kapitän auch darauf zu ſehen, daß 
die nach den Beſtimmungen des Auslandes erforder: 
lichen Nachweiſe beigebracht find. Werden ausländiſche 
Häfen angelaufen, ſo hat der Kapitän auch die dort 
geltenden Beſtimmungen 12 beachten. 


(1.) Die Einfargung der Leiche hat in Gegen⸗ 
wart einer von der zunändigen Behörde des Sterbe⸗ 
ortes oder des ſeitherigen Beſtattungsorts hierzu zu 
beſtimmenden ſachverſtändigen Perſon zu erfolgen. 
Dieſe Perſon wird bei Leichen von Angehörigen der 
Armee oder der Marine von der zuſtändigen Militär⸗ 
behörde oder Dienſiſtelle, im Ausland in Ermangelung 
einer für den Ort zuständigen Landesbehörde von 
dem Geſandten oder Konſul des Reichs beſtimmt. 

(2.) Die Leiche muß in einem hinlänglich 
widerſtandsfähigen, luftdicht zu verlötenden Metall⸗ 
ſarg eingeſchloſſen und dieſer von einem feſtgefugten 

olzſarge dergeſtalt umgeben fein, daß jede Ver⸗ 
ſchiebung des Metallſarges in der Umhüllung ver: 


hindert wird. Der Holzſarg iſt in elner Kiſte derart 
zu verpacken, daß auch hier jede Verſchlebung des 
Inhaltes ausgeſchloſſen iſt. 

(3) Falls die Leiche nicht vollſtändig ein⸗ 
balſamiert wird und es ſich nicht um eine Beförderung 
von kürzerer Dauer handelt, iſt die Leiche durch 
Einſpritzung einer konſervierenden Flüſſigkeit, z. B. 
von etwa 5 Litern einer weingeiſtigen Löſung von 
Formaldehyd (LO prozentig) oder Rohkreſol (5 pro⸗ 
zenttg) oder Sublimat (2 prozentig) oder Chlorzink 
(10 prozentig), in eine oder mehrere leicht zugängliche 
Arterien uſw. gegen Verweſung möglichſt zu ſchützen; 
auch iſt der Boden des inneren (Metall-) Sargs 
mit einer reichlichen Schicht Sägemehl, Torfmull 
oder mit anderen aufſaugenden Stoffen zu bedecken. 

(4.) Dieſe Beſtimmungen finden ſinngemäße 
Anwendung bei Leichen (Leichenreſten), welche für 
die überſeeiſche Beförderung wieder ausgegraben 
worden ſind. 


8 3. 

(J.) Sollen Leichen von Perſonen, welche 
während der Reiſe an Bord geſtorben ſind, aus⸗ 
nahmsweiſe bis zum Beſtimmungshafen mitgeführt 
werden, ſo iſt tunlichſt nach § 2 Abſ. 2 und 3 zu 
verfahren. Dauert die Reiſe von der Todesſtunde 
bis zur Ankunft am Begräbnisorte weniger als 
3 Tage, ſo darf von der Einſargung abgeſehen 
werden. 

(2.) Leichen von Perſonen, welche während 
der Reiſe an Cholera, Fleckſteber, Peſt oder Pocken 
SUR find, dürfen an Borb nicht weiter befördert 
werden. 


8 4. 

Leichen ſind an Bord von Schiffen tunlichſt 
getrennt von Nahrungs⸗ und Genußmitteln und 
derart aufzubewahren, daß eine Beläſtigung der 
Reiſenden und der Beſatzung vermieden wird. 


Die vorſtehenden Beſtͤmmungen treten ſofort 
in Kraft. Muſter. 


d 
ſargten Leiche de. am 
an (Todes urſachee )) 
verftorbenen . ... jährtgen (Vor⸗ und Zuname, 
Stand des Verſtorbenen, bei Kindern Stand der 


Eltern) von nach ee 

auf dem Seewege wird hierdurch genehmigt. 
r Waden ee d le 
(Dienſtſtempel.) (Unterſchrift). 
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Zur Ausſtellung der Leichenpäſſe für den hieſigen 
Regierungsbezirk (5 1 Abſ. 2) find in Gemäßheit 
der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 
29. November 1888 (Zentralblatt für das deutſche 
Reich, Seite 952) befugt: 

Die Herren Landräte und die Poltzeiver⸗ 
waltungen in Buckow, Cottbus, Cüſtrin, Finſter⸗ 
walde, Forſt i. L., Frankfurt a. O., Fürſtenwalde 
(Spree), Guben, Landsberg a. W., Müncheberg, 
Schwiebus, Sommerfeld und Sonnenburg. 

Frankfurt a. O., den 19. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
60. Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Lebus find gemäß $ 2 Ziffer 4 der Land⸗ 
gemeindeordnung unter dem 23. November 1906 
die in der Grundſteuermutterrolle des Gemeinde⸗ 
bezirks Dahmadorf verzeichneten Parzellen der Ge⸗ 
markung Dahmsdorf Nr. 355/3 und 356/3 des 
Kartenblattes 1 mit 52 ha 22 ar 45 qm Flächen⸗ 
inhalt, Nr. 354/3 des Kartenblattes 1 mit 51 ar 
65 qm Flächeninhalt, Nr. 5 des Kartenblattes 1 
(öffentlicher Weg mit 50 ar 60 qm Flächeninhalt 
aus dem Gemeindebezirk Dahmedorf ausgeſchieden 
und mit dem Gutsbezirk Wüſte⸗Sieversdorf ver⸗ 
einigt worden. 

Bekanntmachung des Polizei⸗Präſidenten 

zu Berlin. 

Warnung. 
Seit einiger Zeit wird unter dem Namen 
„Geisba“, „Ohne Sorge“ und „Femina“ ein ſo⸗ 
genanntes Menſtruationspulver in den Handel ge⸗ 
bracht, das angeblich ſeit vielen Jahren in Japan 
angewendet wird. Durch den Gebrauch dieſes 
Mittels ſollen, wie in auffallenden Plakaten an den 
Schaufenſtern gewiſſer Drogenhandlungen angekündigt 
wird, „Blutſtockung“ und „Periodenſtörung“ bei 
Frauen „ohne jede Berufaftörung“ wirkſam behoben 
werden. 

Dieſes Mittel beſteht nach den angeſtellten 
Unterſuchungen lediglich aus den gepulverten Blüten⸗ 
köpfchen der „Römiſchen Kamille“, die als harm⸗ 
loſes Hausmittel gegen Blutſtockungen bei Frauen 
bekannt ſind, der aber eine beſondere Wirkung nicht 
innewohnt. 

Die Original⸗Schachteln dieſes Mittels koſten 
unter den verſchiedenen Namen 1,50 Mk. bis 3 Mk, 
während die gleiche Menge dieſes Pulvers in Apo⸗ 
theken für ca. 30 Pfg. zu haben iſt. 

Vor dem lediglich auf die Ausbeutung leicht. 
gläubiger Frauen hinauslaufenden Schwindel ſei 
hiermit gewarnt. 

Berlin, den 20. Dezember 1906. 

Der Polizei⸗Präſident. Im Auftrage: Lewald. 
Bekanntmachung 
der Königlichen Direktion der Rentenbank 
für die Provinz Brandenburg. 
62. In Gemäßheit der Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 2. März 1850, betreffend die Errichtung der 


61. 


Rentenbanken und des Geſetzes vom 7. Juli 1891, 
betreffend die Beförderung der Errichtung von Renten⸗ 
gütern, wird 
am 16. Februar d. Js. mittags 12 Uhr 

in unſerem Geſchäftslokale, Kloſterſtraße 76 J, hier⸗ 
ſelbſt, die Ausloſung von 3¼ % igen Rentenbriefen 
ber Provinz Brandenburg (Littera F—K) unter 
Zuziehung der von der Provinzial⸗Vertretung ge⸗ 
wählten Abgeordneten und eines Notars ſtattfinden. 

Berlin, den 9. Januar 1907. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 

63. Denjenigen Grundbeſitzern, welche die an 
die Rentenbank zu entrichtenden Remen zum 
30. September 1906 durch Kapitalzahlung abgelöft 
haben, wird hiermit bekannt gemacht, daß wir die 
gemäß § 27 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 
1850 ausgefertigten Löſchungsqutttungen den be⸗ 
treffenden Kteiskaſſen zugefertigt haben, um ſie den 
zuſtändigen Königlichen Amtsgerichten behufs Löſchung 
der Rentenpflicht im Grundbuch zuzuſtellen. 

Berlin, den 10. Januar 1907. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Bromberg. 
64. Die zur Station Dollens⸗Radung gehörige 
Güternebenſtelle Krieſcht wird mit Ende Februar 1907 
geſchloſſen. Iſt in den Frachtbriefen Krieſcht als 
Beſtimmungsſtation angegeben, ſo ſind die Sendungen 
vom 1. März 1907 auf Cüftrin-Neuftadt abzufertigen, 
von wo Weiterbeförderung mit der Kleinbahn erfolgt. 
Bromberg, den 14. Januar 1907. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober ⸗ 
poſtdirektion zu Fraukfurt a. O. 
0 Fernſprechanſchlüſſe. 

Diejenigen Perſonen, welche an ein Fernſprech⸗ 
netz im Ober⸗Poſtdirektlonsbezirk Frankfurt (Oder) 
angeſchloſſen zu werden wünſchen, wollen ihre An⸗ 
meldung bis zum 1. März bei der betreffenden 
Poſtanſtalt bewirken. 

Später eingehende Anmeldungen können erſt 
in dem weiteren, am 1. Auguſt beginnenden Bau⸗ 
abſchnitt oder gegen Erſtattung der außerterminlichen 
Mehrkoſten (mindeſtens 15 Mk.) berückſichtigt werden. 

Frankfurt (Oder), 12. Januar 1907. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
J. V.: Scheitzel. 

66. Am 16. Januar iſt die Telegraphenanſtalt 
in Oberförſterei Dammendorf aufgehoben und nach 
der Poſthllfsſtelle im Orte Dammendorf verlegt 
worden. 

67. Am 18. Januar iſt bei der Poſthilfsſtelle 
in Seeren wieder eine Telegraphenanſtalt mit Fern⸗ 
Riege und öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet 
worden. 
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Perſoual-Nachrichten. 

8 Perſonal veränderungen 

im Bezirke des Kammergerichts im Monat 

Dezember 1906. 
I. Richterliche Beamte. 

Den Senatspräfiventen Wagner und Lin: 
denberg bei dem Kammergericht iſt der Charakter 
als Geheimer Oberjuſtizrat mit dem Range der 
Räte zweiter Klaſſe, dem Kammergerichtsrat Ueber⸗ 
horſt und dem Landgerichtsdirektor Quaſt in 
Berlin iſt der Charakter als Geheimer Juſtizrat 
verliehen. Ernannt ſind a) zu Landgerichtsräten 
die Landrichter Fuchs, Dr. Hornemann und 
Dr. Boeihke in Berlin, b) zu Amtagerichtsräten 
die Amtsrichter Jeſchkowitz, Dr. Levin, Frey: 
han, Dr Richard und Dr. Kobel in Berlin, 
Dr. Wolff in Könige⸗Wuſterhauſen, Koblauck 
in Landsberg a W. 

Verſetzt ſind: Der Senatspräſident bei dem 
Oberlandesgericht Germershauſen in Cöln an 
das Kamergericht, der Amisgerichtsrat Ernſt 
vom Amtsgericht Berlin-Mitte an das Landgericht I 
Berlin, Amisgerichtsrat Dr. phil. Wetzſteln aus 
Kalkberge als Landgerichtsrat nach Guben. 

Ausgeſchieden aus dem pr. Juſtizdienſte ſind: 
Kammergerichtsrat Hetzell infolge ſeiner Ernennung 
Reichsgerichtsrat, Landgerichtsrat Birkenfeld vom 
Landgericht 1 Berlin infolge ſeiner Ernennung zum 
Mitaliede des Kaiſerlichen Patentamts, Amtsgerichts⸗ 
rat Bernſtein in Cöpenick. 

Penſiontert find: der Senatspräfibent bei dem 
Kammergericht, Geheimer Oberjuſtizrat Weber, 
der Kammergerichtsrat, Geheimer Juſtizrat Broicher, 
der Landgerichtsrat Krüger vom Landgericht 1 in 
Beülin. 

Geſtorben iſt der Senatspräſident Eichhorn 
bei dem Kammergericht. 

(Fortſetzung folgt.) 

69. Seine Maßſeſtät der König haben den Re⸗ 
gierungsrat Dr. Pickert hier zum Stellvertreter 
des erſten Mitgliedes des hieſigen Bezirksausſchuſſes 
bel gleichzeitiger Enthebung des Regierungsrate John 
von dieſem Amte, auf die Dauer feines Hauptamtes 
zu ernennen geruht. 
70. Der Rutergutsbeſitzer Freiherr von Carnap⸗ 
Bornheim zu Jahnsfelde iſt als Kreis- Deputierter 
des Landkreiſes Landeberg a. W. beſtätigt worden. 
71. Beim Oberbergamte wurde dem ftändigen 
Vertreter des Berghaupimanns Geheimen Bergrat 
Boettger der Rang der Ober⸗Regierungsräte ver⸗ 
liehen und dem techniſchen Mitgliede Oberbergrat 
Dr. Paxmann dle Erlaubnis zur Annahme des 
Ritterkreuzes des Großherzogl. Mecklenb. Greifen⸗ 
ordens erteilt. 

Uebertragen: Stellen für Poſtinſpektoren 
den Ober⸗Poſtpraktikanten Eukelſtroth in Frank⸗ 
furt (Oder) bei dem Poſtamt 1 in Barmen -Unter⸗ 
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barmen, Dont in Frankfurt (Oder) bei dem Poſt 
amt I in Blankenburg (Harz), F. G. Schmidt in 
Oldenburg (Großherzogtum) bei dem Poſtamt I in 
Cottbus, eine Stelle für Ober ⸗Poſtſekretäre dem 
Ober⸗Poſtpraktikanten Eigen in Frankfurt (Oder), 
bei dem Poſtamt I in Saarburg (Lothr.), eine 
Stelle für Ober⸗Telegraphenſekretäre dem Ober⸗ 
Poſtpraktikanten Burmeiſter in Kiel bei dem 
Telegraphenamt I in Coitbus, eine Stelle für 
Bureaubeamte I. Klaſſe dem Ober⸗Poſſpraktikanten 
Thurn in Coubus bei der Ober⸗Poſtdirektion in 
Coblenz. 5 
73. Dem Fräulein Eliſabeth Kruszinski in 
Döllensradung, Kreis Landsberg a. W., iſt die Er⸗ 
laubnis zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin 
und Erzieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 
Vermiſchtes. 
74. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Alt⸗Rüdnitz, Diözeſe Königsberg Nm. I 
(Einkommen nach Grundgehaltsklaſſe V), durch Vers 
ſetzung des Pfarrers Brauer nach Mallnow. Diözeſe 
Frankfurt a. O. II, anfangs Februar 1907. Die 
Wiederbeſetzung ſteht der Kirchenregierung zu. 
75. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Neuendorf, Diözeſe Croſſen a. O. U, 
durch Verſetzung des Pfarrers Weiſe. Die Wieder⸗ 
beſetzung erfolgt diesmal durch die Kirchenregierung. 
76. Königliche höhere Maſchinenbauſchule 
in Breslau. Der nächſte Kurſus beginnt am 
3. April 1907. 

Zum Eintritt ſind erforderlich: die Reife für 
Ober⸗Sekunda und 2 jährige praktiſche Betätigung 
oder der Nachweis der Befählgung durch Prüfung 
und 3 jährige Praxis. 

Die Reifezeugniſſe befähigen für die Stellungen 
der techniſchen Eiſenbahnſekretäre und der Betriebs⸗ 
ingenieure bei der Staatsbahnverwaltung, ſowie zum 
Konſtruktionsſekretär der Kaiſerlichen Marine. 

Das Programm wird koſtenfrei zugeſandt. 

Der Direktor. 
77. Zu der am Montag den 25. Februar d. Js. 
nachmittags 3 Uhr im Vereinslokal, Berlin SW., 
Deſſauerſtraße 14, Hattfindenden 
41. Generalderſammlung 

des Berliner Vereins Deutſcher Landwirtſchafts⸗ 
beamten werden hierdurch die Herren Mitglieder 
ergebenſt eingeladen. 

Das Direktorium. A. E. Ehrhardt, Vorſitzender. 

Tagesordnung: 

1. Erſtattung des Jahres- und Kaſſenberichtes 
pro 1906. 

2. Nachruf für Herrn Geheimen Hofrat Prof. 
Dr. Albrecht Thaer. Ref. Herr Geheimer 
Reg.⸗Rat Prof. Dr. Orth. 

Ref. Herr 


3. Ziele und Zwecke des Vereins. 
Molkerei⸗Direktor Lettow. 

4. Wünſche und Mitteilungen aus der Mitte 

der Berfammlung. » 
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78. Am Königlichen pomologiſchen Inſtitut zu 6. für Schulauffihtsbeamte vom 19. bis 21. Juni, 
Proskau finden im Jahre 1907 folgende Unterrichts⸗ 7. für Kreisbaumeiſter vom 5. bis 7. Junt, 
kurſe für Obſibau ſtait: 8. für Förſter und Forſtaufſeher vom 15. bis 
1. für Lehrer vom 29. April bis 11. Mai und 20. Juli, 
vom 12. bis 21. Auguſt, 9. über Obſtweinbereitung am 11. und 12. Ok⸗ 
2. für Baummärter und Baumgärtner vom 4. bis tober. 
16. März und vom 29. Juli bis 8. Auguſt, Der Termin für einen noch abzuhaltenden Kurſus 
3. für Herrſchafisgärmer, Landwirte uſw. vom | über Blaubeerweinbereitung wird ſpäter bekannt 
25. Februar bis 2. März und vom 4. bis gegeben. 
9. Nooember, Andere als vorſtehend aufgeführte Kurſe können 
4. für Liebhaber des Obſt⸗ und Gartenbaues unter nach Bedürfnis neu eingelegt werden. Diesbezüuliche 
deſonderer Berückſichtigung der Bekämpfung der [ Anträge find an die Direktion des Inſtituts zu richten. 
Pflanzenkrankheiien vom 27. bis 29. Dat, Die Teilnahme an dieſen Kurſen iſt koſtenlos. 


5. für Damen vom 25. bis 27. April und vom Prosfau. den 4. Januar 1907. 
7. bis 9. Oktober, Der Direktor. Stoll, Landesökonomierat. 
79. Ausſchreiben 


der von den Mitgliedern der Städte: Feuerſozietät der Provinz Brandenburg für das 
II. Halbjahr 1906 zu entrichtenden Beiträge. 
Für das II. Halbjahr 1906 ſind aufzubringen: 
1. Vergütungen für Brand⸗ und Blitzſchäden, einſchließlich der Abſchätzungsgebuͤhren und Prämien 215 594 M. 


2. Gemeinnützige Ausgaben und Verwaltungskoſten 58 747 „ 

3. Rückverſicherungsbeiträge e 3 37500 „ 
zuſammen 311 841 M. 

Durch Rückverſicherung, Zinſen und andere Einnahmen ſind gedeckt eee 


mithin Bedarf 252 627 M. 

Auf Grund des Beſchluſſes des Direktorialrates der Sozietät vom 7. v. Mts. werden ausgeſchrieben: 

von 144 022 425 M. Verſicherungsſumme in Kl. IA zu 18 Pf. vom Hundert 25 424 M. O4 Pf. 
P 3 15 


„ 364 946 300 „ " 7 IV, u, „ 109 483 „ 89 

„ 34 050 950 „ „ „ » IB ” 18387 „ 51 „ 

" 5750550 „ " nn IIA " 6 " * m 3450 „ 33 n 

„ 100 299 960 „ 5 „% i „ 9 „„ 

„ 13 626 875. 7 „ 1 24 528 „ 37 „ 

„ 864 125 8 u I 7 En na VE Sao 
„38932756 „ 8 1% AB BORN e eee 

2079 050 a 7. nn IV " 42 ” * m 8732 77 OL 77 

1 945 825 „ 7 1 eee 1 12 842 „ 44 „ 
überhaupt von 679 299 325 M. beitragspflichtiger Verſicherungsſumme 323 535 N. 04 Pf. 
dazu „ 1174 150 „ Exploſtonsverſicherungsſumme in Klaſſe I 117 „ 42 „ 

1. ‚ 820 200 1 7 " * II 164 ” 04 27 

328 816 M. BU Pf. 

Auf Grund des 5 62 des Reglements find hiervon erlaſſe n = 24572 „ 62 
299 243 M. 28 Pf. 


m f 190 „ 08 „ 
ergeben ſich 299 433 M. 96 Pf. 
Hiervon ſtehen den Magißräten 5 bezw. 4 vom Hundert zu mit * 14 498 „ 28 „ 
ſo daß zur Deckung des Bedarfs verfügbar bleiben 284 935 M. 68 Pf. 
Der letztere beträgt rer N: 252 627 „ — „ 
mithin Ueberſchuß 32 308 M. 68 Pf. 


Dagegen werden an Zuſchlägen erhoben 


* 


welcher dem Beſtande der laufenden Verwaltung zufließt. 

Die Magiſſräte der beteiligten Städte wollen hiernach die von den Mitgliedern der Sozietät zu 
entrichtenden Beiträge ungeſäumt einziehen und binnen 4 Wochen — 5 67 des Reglements — an die 
Brandenburgiſche Landes haupikaſſe hierſelbſt abführen. 

Berlin, den 8. Januar 1907. 

Der Direktor der Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg. Doerfel. 


Redigiert im Bureau der Köntgl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
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